
2. Ausführende. Das sind diejenigen, die die verbre­
cherische Handlung begehen.

3. Anstifter. Das sind diejenigen, die den Täter zur 
Ausführung der verbrecherischen Handlung bestimmen.

4. Gehilfen. Das sind diejenigen, die den Täter unter­
stützen, aber selbst keine Handlung begehen, die die 
objektive Seite charakterisiert.

Zur Teilnahme gehören nur Handlungen, die vor der 
Tat oder gleichzeitig mit ihr begangen werden. Das be­
deutet, daß Begünstigung, soweit sie nicht vorher zu­
gesagt ist und somit als Beihilfe gewertet wird, und 
Hehlerei keine Formen der Teilnahme sind. Sie sind 
nur in bestimmten, gesetzlich festzulegenden Fällen 
strafbar. Das verletzte Objekt ist bei der Begünstigung 

, die sozialistische Rechtspflege, während sich die Hehle­
rei sowohl gegen die Tätigkeit der Staatsorgane als 
auch gegen das Eigentum richten kann.

Die Strafe ist im sozialistischen Staat weder Rache 
noch Vergeltung. Ihr Ziel ist nicht, dem Verbrecher 
Leiden zuzufügen, ihr Ziel ist auch nicht, den Geschä­
digten zufrieden zu stellen. Die Strafe ist vielmehr eine 
Maßnahme des staatlichen Zwangs zur allgemeinen und 
besonderen Warnung. Ihr Zweck ist der Schutz der 
Interessen aller Sowjetbürger und ihr Ziel die Rückkehr 
des Verurteilten nach der Umerziehung in die Gesell­
schaft. Es ist falsch, von einer prinzipiellen Erhöhung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in den sozialisti­
schen Gesetzen zu sprechen; denn verstärkte Verbre­
chensbekämpfung bedeutet nicht Verstärkung der Re­
pressivmaßnahmen.

Für den Entwurf eines Strafgesetzbuchs ist folgendes 
Strafensystem vorgesehen:

1. Freiheitsentziehung und Besserungsarbeit ohne 
Freiheitsentziehung. Die Besserungsarbeit kann am bis­
herigen Arbeitsplatz des Verurteilten oder an vom Mi­
nisterium des Innern bestimmten Arbeitsplätzen durch­
geführt werden.

2. Geldstrafe. Von ihrer Verhängung soll in größerem 
Maß gebraucht gemacht werden. Dagegen sind die 
Fälle der Vermögenseinziehung stark einzuschränken, 
da diese in der Regel nicht nur den Verurteilten trifft, 
sondern sich auch auf die unterhaltsberechtigten Ange­
hörigen des Verurteilten auswirkt.

3. Todesstrafe. Sie muß für bestimmte, schwerste Ver­
brechen aufrechterhalten bleiben.

4. Bedingte Verurteilung und bedingte Strafausset­
zung. Sie sind insbesondere bei Tätern anzuwenden, die 
zum ersten Male straffällig werden und deren Ver­
brechen nur eine geringe Gesellschaftsgefährlichkeit zu­
kommt.

Die bedingte Verurteilung ist eine besondere Art der 
Urteilsvollstreckung, die nur bei Freiheitsentziehung 
(nicht aber bei Besserungsarbeit) angewendet werden 
kann und im Urteil eingehend motiviert werden muß. 
Bei der bedingten Verurteilung werden das Strafmaß 
und eine Bewährungsfrist von einem bis zu fünf 
Jahren festgelegt, während der über den bedingt Ver­
urteilten eine Kontrolle ausgeübt wird.

Bedingte Strafaussetzung kann gewährt werden, 
wenn der Verurteilte mindestens ein Drittel der Strafe 
verbüßt und während der Strafverbüßung gute Arbeits­
leistungen gezeigt hat. In diesem Falle kann entweder 
die weitere Verbüßung ganz ausgesetzt oder das Straf­
maß herabgesetzt werden.

Sowohl die bedingte Verurteilung als auch die be­
dingte Strafaussetzung können widerrufen werden, 
wenn der Verurteilte innerhalb der Bewährungsfrist 
erneut eine strafbare Handlung begeht. Bei der erneu­
ten Verurteilung wird das Gericht dann die noch nicht 
verbüßte alte Strafe hinzurechnen. Andere Gründe; 
z. B. Arbeitsbummelei, können nicht zum Widerruf der 
bedingten Strafaussetzung führen.

5. Aberkennung der bürgerlichen Rechte, Auswei­
sung und Ausweisung mit Zwangsansiedlung. Die Aus­
weisung aus der UdSSR richtet sich nur gegen Aus­
länder, während die Ausweisung mit Zwangsansiedlung 
in erster Linie gegen Spekulanten oder Menschen, die

gewerbsmäßig Abtreibungen vornehmen, angewendet 
wird, also solche Verbrecher, die an ihrem früheren 
Wohnsitz einen festen „Kundenkreis“ hatten und des­
wegen in einen anderen Ort umgesiedelt werden, wo 
sie einer Aufenthaltsbeschränkung unterliegen. Die Aus­
weisung kann alleinige oder zusätzliche Strafe sein.

6. Öffentlicher Tadel. — Dagegen sind die Entschädi- 
guiigspflicht für einen durch die strafbare Handlung 
verursachten Schaden und die Verwarnung aus dem 
Strafensystem herauszunehmen.

Der Aufbau des Besonderen Teils des Strafgesetz­
buchs bestimmt sich nach der Gesellschaftsgefährlichkeit 
der einzelnen Verbrechen. Es werden — in Übereinstim­
mung mit Tschikwadse3) — folgende fünf Abschnitte 
vorgeschlagen:

1. Verbrechen gegen die staatliche Sicherheit.
2. Verbrechen gegen das sozialistische Eigentum und 

das sozialistische Wirtschaftssystem.
3. Verbrechen gegen die Person.
4. Verbrechen gegen den Staatsapparat und die staat­

liche Verwaltung.
5. Verbrechen gegen die Landesverteidigung.
Im dritten Abschnitt werden die Verbrechen gegen 

Leben, Gesundheit, Ehre und Würde sowie gegen das 
persönliche Eigentum, ferner Sittlichkeitsverbrechen 
und die Abtreibung unter Strafe gestellt. Der Vorschlag, 
einen besonderen Abschnitt „Verbrechen gegen die 
Familie“ in den Entwurf einzufügen, ist inzwischen 
fallengelassen worden; praktisch würden — da Ehe­
bruch und Selbstabtreibung der Frau nicht strafbar 
sein sollen — für diesen Abschnitt auch nur drei Tat­
bestände übrig bleiben: die Fremdabtreibung, die An­
stiftung Minderjähriger zur Bettelei oder Prostitution 
und die Verweigerung der Unterhaltszahlung.

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Verleum­
dern soll erhöht werden. Urteile wegen Verleumdung 
sind in der Presse zu veröffentlichen.

Die Verbrechen gegen die Landesverteidigung unter­
gliedern sich in

a) Verstöße gegen die Pflichten zur Festigung der 
Verteidigung der UdSSR durch Staatsbürger (Nicht- 
Militärangehörige) und

b) Verbrechen von Militärangehörigen. — Es wird 
also auch künftig kein besonderes Militärstrafgesetzbuch 
geben, und es finden dementsprechend die allgemeinen 
Vorschriften des StGB Anwendung.

Ein dem deutschen Strafrecht entsprechender beson­
derer Abschnitt „Verbrechen gegen die allgemeine 
Sicherheit“ (im StGB „gemeingefährliche Verbrechen 
und Vergehen“ genannt, §§ 306 ff.) ist im sowjetischen 
Strafrechtsentwurf nicht vorgesehen. Solche Verbrechen, 
wie Brandstiftung, Überschwemmung usw., die sich 
gegen unbestimmt viele Personen und Sachen richten, 
werden je nach dem angegriffenen Objekt systematisch 
eingegliedert. So kann z. B. Brandstiftung ein Verbre­
chen gegen sozialistisches Eigentum oder persönliches 
Eigentum sein.

Die Übertretungen werden ganz aus dem Strafrecht 
entfernt und in das Verwaltungsrecht einbezogen. Es 
wird also nicht einmal — wie in der CSR — eines be­
sonderen Gesetzes über die Übertretungen bedürfen. 
Die Übertretungen werden durch Verwaltungsmaßnah­
men geahndet werden, gegen die der Einspruch beim 
Gericht zulässig ist. Die Aufgaben der Gerichte bei der 
Kontrolle derartiger Verwaltungsmaßnahmen werden 
dadurch größer werden.

Mit dieser Übersicht, die hier nur sehr gedrängt 
wiedergegeben werden konnte und die darüber 
hinaus in vielen Fragen die Kenntnis des oben erwähn­
ten Aufsatzes von Tschikwadse voraussetzt, hat uns 
Prof. Alexejew weiteren Einblick in den Stand der 
wissenschaftlichen Diskussion um die Ausarbeitung 
eines Strafgesetzbuchs der UdSSR vermittelt. Dafür 
sagen wir ihm unseren Dank.

* Sch.

n) a.a.O. Sp. «53.
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